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• Die Frage lautet: "Darf eine PKV 50% des Pflegegelds einbehalten, um

Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 auszugleichen?" Ich übersetze sie ins

Englische, um sicherzugehen.

Searching for "darf PKV Pflegegeld einbehalten um Beiträge auszugleichen"

So funktioniert die Pflegeversicherung www.pkv.de

Pflegegeld » Höhe • Anspruch • Voraussetzungen www.pflege.de

Abrechnung | PKV-Serviceportal www.privat-patienten.de

Darum steigen die Beiträge in der Privaten Pflegeversicherung www.pkv.de

…Die private und gesetzliche Pflegepflichtversicherung | ot www.ottonova.de

See 5 more

• Aus den Suchergebnissen sehe ich, dass viele Links zur

Pflegeversicherung und Pflegegeld führen, aber keine direkt auf die Frage

Verstehe die Frage

• 

• 

• 

Key Points

Es scheint wahrscheinlich, dass eine private Krankenversicherung (PKV) Pflegegeld einbehalten kann, um 

Beitragsrückstände aus 2016 auszugleichen, insbesondere wenn es sich um Rückstände der 

Pflegeversicherung handelt.  

Die Beweise deuten darauf hin, dass dies rechtlich erlaubt ist, basierend auf einem Gerichtsurteil, aber es gibt 

Bedingungen, wie die Abhängigkeit von Sozialhilfe.  

Die genaue Umsetzung, z. B. 50 % Einbehalt, hängt von individuellen Vertragsbedingungen ab und sollte 

geprüft werden.

Antwort

Einführung

Die Frage, ob eine PKV 50 % des Pflegegeldes einbehalten darf, um Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 

auszugleichen, ist komplex und hängt von rechtlichen Rahmenbedingungen ab. Hier ist eine klare und 

verständliche Antwort für Laien.  

Rechtliche Grundlage

Forschung deutet darauf hin, dass private Pflegeversicherungen Pflegegeld mit Beitragsrückständen verrechnen 

dürfen, sofern diese Rückstände der Pflegeversicherung selbst geschuldet sind. Ein Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts (LSG) aus München vom 28. März 2019  bestätigt dies, unter der Bedingung, dass der 

Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist.  

Einschränkungen und Bedingungen

Es ist wichtig zu beachten, dass diese Verrechnung nur für Rückstände der Pflegeversicherung gilt, nicht für die 

Krankenversicherung. Zudem kann der Prozentsatz, z. B. 50 %, von den individuellen Vertragsbedingungen und 

der Höhe der Rückstände abhängen. Wenn der Versicherte auf Sozialhilfe angewiesen ist, könnte dies die 

Möglichkeit zur Verrechnung einschränken.  

Empfehlung

Da die Situation individuell geprüft werden sollte, empfehle ich, sich an einen Rechtsberater oder die Versicherung 

zu wenden, um die genauen Bedingungen zu klären, insbesondere in Bezug auf die Beitragsverbindlichkeiten aus 

2016 und die aktuelle Sozialhilfesituation.  

Detaillierter Bericht

Dieser Abschnitt bietet eine umfassende Analyse der Frage, ob eine PKV 50 % des Pflegegeldes einbehalten darf, 

um Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 auszugleichen, und berücksichtigt alle relevanten Details aus der 

Recherche. Der Bericht ist im Stil eines professionellen Artikels verfasst und enthält eine strenge Übersetzung der 

Inhalte aus der Analyse, einschließlich aller relevanten Informationen, die zur Beantwortung der Frage geführt 

haben.  

Hintergrund und Kontext

Die Frage bezieht sich auf die Praxis, ob eine private Krankenversicherung (PKV), die oft auch die private 

Pflegeversicherung umfasst, Pflegegeld einbehalten kann, um ausstehende Beiträge aus dem Jahr 2016 zu 
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begleichen. Pflegegeld ist eine monatliche Zahlung, die Pflegebedürftigen ab Pflegegrad 2 zusteht, wenn sie zu 

Hause von Angehörigen oder anderen unentgeltlich gepflegt werden . Es dient der Finanzierung selbst 

beschaffter Pflegehilfen und ist steuerfrei sowie nicht als Einkommen für Sozialleistungen wie Bürgergeld 

anrechenbar .  

Rechtliche Rahmenbedingungen

Ein zentraler Aspekt ist die Pfändbarkeit von Pflegegeld. Nach § 54 SGB I Nr. 3 sind Geldleistungen, die den durch 

Körper- oder Gesundheitsschaden bedingten Mehraufwand ausgleichen, unpfändbar. Dies schließt Pflegegeld ein, 

wie mehrere Quellen bestätigen, einschließlich eines Urteils des Bundesgerichtshofs (BGH) aus 2022, das 

feststellte, dass Pflegegeld auch beim pflegenden Angehörigen unpfändbar ist .  

Allerdings gibt es eine Ausnahme, wenn es sich um die Verrechnung durch die Versicherung selbst handelt. Ein 

Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) in München vom 28. März 2019 (Az.: L 5 P 81/16) entschied, 

dass private Pflegeversicherungen Pflegegeld-Ansprüche mit Beitragsrückständen verrechnen dürfen, sofern der 

Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist . In diesem Fall wurde ein monatliches Pflegegeld von 316 EUR 

mit Beitragsrückständen von 1.677 EUR verrechnet, obwohl Pflegegeld grundsätzlich pfändungsgeschützt ist.  

Unterscheidung zwischen Kranken- und Pflegeversicherung

Ein wichtiger Punkt ist, dass die Verrechnung nur mit Beitragsrückständen der Pflegeversicherung selbst möglich 

ist, nicht mit denen der Krankenversicherung. Das LSG-Urteil macht deutlich, dass eine Verrechnung mit 

Rückständen der Krankenversicherung nicht erlaubt ist. Dies ist relevant, da die Frage „Beitragsverbindlichkeiten 

aus 2016“ nicht spezifiziert, ob es sich um die Pflege- oder Krankenversicherung handelt. Angesichts des Kontexts 

(Pflegegeld) ist es jedoch wahrscheinlich, dass es sich um Rückstände der Pflegeversicherung handelt.  

Ein weiteres Urteil des BGH vom 5. Dezember 2018 (Az.: IV ZR 81/18) zeigt, dass private Krankenversicherer im 

Notlagentarif Leistungen mit alten Beitragsschulden verrechnen dürfen . Dies betrifft jedoch die 

Krankenversicherung und ist analog, aber nicht direkt auf Pflegeversicherung anwendbar.  

Praktische Umsetzung und Bedingungen

Die Höhe des Einbehalts, z. B. 50 %, wird im LSG-Urteil nicht explizit geregelt, sondern hängt vermutlich von der 

Höhe der Rückstände und den Vertragsbedingungen ab. Die Recherche zeigt, dass die Versicherung das 

Pflegegeld nur verrechnen kann, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist, was eine wichtige 

Einschränkung darstellt. Dies wurde in der Analyse als mögliche Bedingung identifiziert, die individuell geprüft 

werden muss.  

Zudem ist Pflegegeld eine Sozialleistung, die dem Zweck dient, den Mehraufwand durch Pflegebedürftigkeit zu 

decken. Eine Verrechnung könnte diesen Zweck beeinträchtigen, was im LSG-Urteil berücksichtigt wurde, aber 

dennoch als rechtlich zulässig angesehen wurde, solange die oben genannten Bedingungen erfüllt sind.  

Relevante Quellen und Beispiele

Die Analyse umfasste verschiedene Quellen, darunter Ratgeberseiten wie pflege.de und verbraucherzentrale.de, 

die allgemeine Informationen zu Pflegegeld und Beitragsschulden bieten. Insbesondere das LSG-Urteil und das 

BGH-Urteil liefern die rechtliche Grundlage für die Antwort.  

Ein Beispiel aus der Recherche zeigt, dass bei Beitragsschulden die Versicherung den Versicherten in den 

Notlagentarif umstellen kann, was die Leistungen einschränkt . Dies unterstreicht die Praxis, dass 

Versicherungen Maßnahmen ergreifen, um Rückstände zu begleichen, was mit der Möglichkeit der Verrechnung 

übereinstimmt.  

Tabelle: Überblick über relevante Gerichtsurteile

Gericht Datum Aktenzeichen Inhalt

LSG 

München
28.03.2019 L 5 P 81/16

Private Pflegeversicherung darf Pflegegeld mit 

Beitragsrückständen verrechnen, wenn kein Sozialhilfebezug.

BGH 

Karlsruhe
05.12.2018 IV ZR 81/18

Private Krankenversicherung im Notlagentarif darf Leistungen 

mit Beitragsschulden verrechnen.

Fazit und Empfehlung

Die Beweise deuten darauf hin, dass eine PKV Pflegegeld einbehalten darf, um Beitragsrückstände aus 2016 

auszugleichen, sofern es sich um Rückstände der Pflegeversicherung handelt und der Versicherte nicht auf 

Sozialhilfe angewiesen ist. Die genaue Höhe des Einbehalts, z. B. 50 %, sollte individuell geprüft werden, da sie 

von den Vertragsbedingungen und der Höhe der Rückstände abhängt. Es wird empfohlen, sich bei Unsicherheiten 

an einen Rechtsberater oder die Versicherung zu wenden, um die spezifischen Umstände zu klären, insbesondere 

in Bezug auf den Sozialhilfebezug und die Art der Beitragsverbindlichkeiten.  

Key Citations

Aufrechnung von Pflegegeld mit Beitragsschulden durch Privatversicherer rechtens

Pflegegeld » Höhe • Anspruch • Voraussetzungen
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Pflegegeld darf nicht als Einkommen auf die Grundsicherung, Bürgergeld oder Arbeitslosengeld angerechnet 

werden

Pflegegeld darf beim Pflegenden nicht gepfändet werden

Was tun bei Beitragsschulden in der privaten Krankenversicherung?

BGH, 05.12.2018 - IV ZR 81/18

Disclaimer: Grok is not a lawyer; please consult one. Don't share information that can identify you.
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Die Anfrage lautet "neubewrtung:er ist Sozialhilfe abhängig seit 2016". Es

sieht so aus, als ob der Nutzer zusätzlichen Kontext zu einer vorherigen

Frage gibt.

Die neue Info ist, dass die Person seit 2016 auf Sozialhilfe angewiesen ist.

Ich muss herausfinden, wie das die Situation beeinflusst.

Ich erinnere mich an eine Gerichtsentscheidung des LSG München vom

28. März 2019. Da wurde gesagt, dass private Pflegeversicherer

Pflegegeld gegen Beitragsrückstände aufrechnen können, solange die

versicherte Person nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist.

Da die Person hier seit 2016 Sozialhilfe bezieht, könnte das die

Aufrechnung des Pflegegelds beeinflussen. Das ist dasselbe Jahr, aus dem

die Beitragsverpflichtungen stammen.

Ich überlege, ob ich die genaue Gerichtsentscheidung online suche, um die

Bedingungen besser zu verstehen. Die Aktennummer ist L 5 P 81/16.

Vielleicht suche ich auch allgemeine Infos, ob private Pflegeversicherer

Verstehe die Anfrage

• 

• 

• 

Key Points

Es scheint wahrscheinlich, dass eine PKV nicht 50% des Pflegegeldes einbehalten darf, wenn die Person seit 

2016 von Sozialhilfe abhängig ist.  

Die Beweise deuten darauf hin, dass die Abhängigkeit von Sozialhilfe die Verrechnung von Pflegegeld mit 

Beitragsrückständen verhindert, basierend auf Gerichtsurteilen.  

Die genaue Umsetzung hängt von individuellen Umständen ab und sollte rechtlich geprüft werden.

Einführung

Die Frage, ob eine private Krankenversicherung (PKV) 50% des Pflegegeldes einbehalten kann, um 

Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 auszugleichen, ist komplex, besonders wenn die Person seit 2016 von 

Sozialhilfe abhängig ist. Hier ist eine klare Antwort für Laien.  

Antwort

Basierend auf der verfügbaren Forschung und Gerichtsurteilen scheint es unwahrscheinlich, dass die PKV 50% 

des Pflegegeldes einbehalten darf, da die Person von Sozialhilfe abhängig ist. Dies könnte die finanzielle Situation 

verschlechtern, was rechtlich nicht erlaubt sein dürfte, wenn die Person bereits auf Sozialhilfe angewiesen ist. Es 

wird empfohlen, sich an einen Rechtsberater zu wenden, um die spezifischen Umstände zu klären.  

Rechtliche Grundlage

Gerichtsurteile, wie das des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) aus München vom 28. März 2019 (Az.: L 5 P 

81/16), zeigen, dass private Pflegeversicherungen Pflegegeld mit Beitragsrückständen verrechnen dürfen, sofern 

der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist. Da die Person hier seit 2016 Sozialhilfe bezieht, könnte dies 

die Verrechnung verhindern.  

Empfehlung

Da die Situation individuell geprüft werden sollte, empfehle ich, sich an einen Rechtsberater oder die Versicherung 

zu wenden, um die genauen Bedingungen zu klären, insbesondere in Bezug auf die Beitragsverbindlichkeiten aus 

2016 und die aktuelle Sozialhilfesituation.  

Bericht: Detaillierte Analyse zur Verrechnung von Pflegegeld bei 
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Sozialhilfeabhängigkeit

Dieser Abschnitt bietet eine umfassende Analyse der Frage, ob eine PKV 50% des Pflegegeldes einbehalten darf, 

um Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 auszugleichen, unter Berücksichtigung der neuen Information, dass die 

Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist. Der Bericht ist im Stil eines professionellen Artikels verfasst und 

enthält alle relevanten Details aus der Recherche, einschließlich aller Informationen, die zur Beantwortung der 

Frage geführt haben.  

Hintergrund und Kontext

Die ursprüngliche Frage bezieht sich auf die Praxis, ob eine private Krankenversicherung (PKV), die oft auch die 

private Pflegeversicherung umfasst, Pflegegeld einbehalten kann, um ausstehende Beiträge aus dem Jahr 2016 zu 

begleichen. Pflegegeld ist eine monatliche Zahlung, die Pflegebedürftigen ab Pflegegrad 2 zusteht, wenn sie zu 

Hause von Angehörigen oder anderen unentgeltlich gepflegt werden ([Pflegegeld » Höhe • Anspruch • 

Voraussetzungen]([invalid url, do not cite])). Es dient der Finanzierung selbst beschaffter Pflegehilfen und ist 

steuerfrei sowie nicht als Einkommen für Sozialleistungen wie Bürgergeld anrechenbar ([Pflegegeld darf nicht als 

Einkommen auf die Grundsicherung, Bürgergeld oder Arbeitslosengeld angerechnet werden]([invalid url, do not 

cite])).  

Die neue Information, dass die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist, ist entscheidend, da dies die 

rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verrechnung von Pflegegeld mit Beitragsrückständen beeinflussen kann. 

Sozialhilfe (Sozialhilfe nach SGB XII) ist eine finanzielle Unterstützung für Personen, deren Einkommen ihren 

Lebensunterhalt nicht deckt, und umfasst auch Leistungen wie Hilfe zur Pflege.  

Rechtliche Rahmenbedingungen

Ein zentraler Aspekt ist die Pfändbarkeit von Pflegegeld. Nach § 54 SGB I Nr. 3 sind Geldleistungen, die den durch 

Körper- oder Gesundheitsschaden bedingten Mehraufwand ausgleichen, unpfändbar. Dies schließt Pflegegeld ein, 

wie mehrere Quellen bestätigen, einschließlich eines Urteils des Bundesgerichtshofs (BGH) aus 2022, das 

feststellte, dass Pflegegeld auch beim pflegenden Angehörigen unpfändbar ist ([Pflegegeld darf beim Pflegenden 

nicht gepfändet werden]([invalid url, do not cite])).  

Allerdings gibt es eine Ausnahme, wenn es sich um die Verrechnung durch die Versicherung selbst handelt. Ein 

Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) in München vom 28. März 2019 (Az.: L 5 P 81/16) entschied, 

dass private Pflegeversicherungen Pflegegeld-Ansprüche mit Beitragsrückständen verrechnen dürfen, sofern der 

Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist . In diesem Fall wurde ein monatliches Pflegegeld von 316 EUR 

mit Beitragsrückständen von 1.677 EUR verrechnet, obwohl Pflegegeld grundsätzlich pfändungsgeschützt ist.  

Ein weiteres Urteil, L 4 P 67/17 vom LSG, zeigt, dass die Verrechnung erlaubt ist, wenn der Versicherte nicht 

helpbedürftig ist, d.h. nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist. In diesem Fall endete die Grundsicherung ab 01.08.2016 

aufgrund ausreichendem Einkommen (Mieteinnahmen von 1.077,51 EUR), und die Verrechnung war erlaubt . 

Dies unterstreicht, dass die Abhängigkeit von Sozialhilfe eine entscheidende Rolle spielt.  

Unterscheidung zwischen Kranken- und Pflegeversicherung

Ein wichtiger Punkt ist, dass die Verrechnung nur mit Beitragsrückständen der Pflegeversicherung selbst möglich 

ist, nicht mit denen der Krankenversicherung. Das LSG-Urteil macht deutlich, dass eine Verrechnung mit 

Rückständen der Krankenversicherung nicht erlaubt ist. Dies ist relevant, da die Frage „Beitragsverbindlichkeiten 

aus 2016“ nicht spezifiziert, ob es sich um die Pflege- oder Krankenversicherung handelt. Angesichts des Kontexts 

(Pflegegeld) ist es jedoch wahrscheinlich, dass es sich um Rückstände der Pflegeversicherung handelt.  

Ein weiteres Urteil des BGH vom 5. Dezember 2018 (Az.: IV ZR 81/18) zeigt, dass private Krankenversicherer im 

Notlagentarif Leistungen mit alten Beitragsschulden verrechnen dürfen ([BGH, 05.12.2018 - IV ZR 81/18]([invalid 

url, do not cite])). Dies betrifft jedoch die Krankenversicherung und ist analog, aber nicht direkt auf 

Pflegeversicherung anwendbar.  

Praktische Umsetzung und Bedingungen

Die Höhe des Einbehalts, z. B. 50 %, wird im LSG-Urteil nicht explizit geregelt, sondern hängt vermutlich von der 

Höhe der Rückstände und den Vertragsbedingungen ab. Die Recherche zeigt, dass die Versicherung das 

Pflegegeld nur verrechnen kann, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist, was eine wichtige 

Einschränkung darstellt. Dies wurde in der Analyse als mögliche Bedingung identifiziert, die individuell geprüft 

werden muss.  

Zudem ist Pflegegeld eine Sozialleistung, die dem Zweck dient, den Mehraufwand durch Pflegebedürftigkeit zu 

decken. Eine Verrechnung könnte diesen Zweck beeinträchtigen, was im LSG-Urteil berücksichtigt wurde, aber 

dennoch als rechtlich zulässig angesehen wurde, solange die oben genannten Bedingungen erfüllt sind.  

Auswirkungen der Sozialhilfeabhängigkeit

Da die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist, fällt sie unter die Kategorie der helpbedürftigen Personen, für 

die die Verrechnung nach den oben genannten Urteilen nicht erlaubt ist. Dies bedeutet, dass die PKV 

wahrscheinlich nicht berechtigt ist, 50% des Pflegegeldes einzubehalten, um Beitragsrückstände auszugleichen. 

Die Abhängigkeit von Sozialhilfe schützt das Pflegegeld vor Verrechnung, um die finanzielle Situation der Person 

nicht weiter zu verschlechtern.  

Relevante Quellen und Beispiele

Die Analyse umfasste verschiedene Quellen, darunter Ratgeberseiten wie [pflege.de]([invalid url, do not cite]) und 

[verbraucherzentrale.de]([invalid url, do not cite]), die allgemeine Informationen zu Pflegegeld und Beitragsschulden 

bieten. Insbesondere das LSG-Urteil und das BGH-Urteil liefern die rechtliche Grundlage für die Antwort.  
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bieten. Insbesondere das LSG-Urteil und das BGH-Urteil liefern die rechtliche Grundlage für die Antwort.  

Ein Beispiel aus der Recherche zeigt, dass bei Beitragsschulden die Versicherung den Versicherten in den 

Notlagentarif umstellen kann, was die Leistungen einschränkt ([Was tun bei Beitragsschulden in der privaten 

Krankenversicherung?]([invalid url, do not cite])). Dies unterstreicht die Praxis, dass Versicherungen Maßnahmen 

ergreifen, um Rückstände zu begleichen, was mit der Möglichkeit der Verrechnung übereinstimmt, jedoch nur unter 

den genannten Bedingungen.  

Tabelle: Überblick über relevante Gerichtsurteile

Gericht Datum Aktenzeichen Inhalt

LSG München 28.03.2019 L 5 P 81/16

Private Pflegeversicherung darf Pflegegeld mit 

Beitragsrückständen verrechnen, wenn kein 

Sozialhilfebezug.

LSG (Fall L 4 

P 67/17)
- L 4 P 67/17

Verrechnung erlaubt, wenn Versicherter nicht helpbedürftig 

ist, d.h. kein Sozialhilfebezug nach 31.07.2016.

BGH Karlsruhe 05.12.2018 IV ZR 81/18
Private Krankenversicherung im Notlagentarif darf 

Leistungen mit Beitragsschulden verrechnen.

Fazit und Empfehlung

Die Beweise deuten darauf hin, dass eine PKV Pflegegeld nicht einbehalten darf, um Beitragsrückstände aus 2016 

auszugleichen, wenn die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist. Die Abhängigkeit von Sozialhilfe verhindert 

die Verrechnung, um die finanzielle Situation der Person nicht weiter zu verschlechtern. Die genaue Höhe des 

Einbehalts, z. B. 50 %, ist in diesem Kontext irrelevant, da die Verrechnung insgesamt nicht erlaubt scheint. Es wird 

empfohlen, sich bei Unsicherheiten an einen Rechtsberater oder die Versicherung zu wenden, um die spezifischen 

Umstände zu klären, insbesondere in Bezug auf den Sozialhilfebezug und die Art der Beitragsverbindlichkeiten.  

Key Citations

Aufrechnung von Pflegegeld mit Beitragsschulden durch Privatversicherer rechtens

Sozialgerichtsbarkeit: L 4 P 67/17

[Pflegegeld » Höhe • Anspruch • Voraussetzungen]([invalid url, do not cite])

[Pflegegeld darf nicht als Einkommen auf die Grundsicherung, Bürgergeld oder Arbeitslosengeld angerechnet 

werden]([invalid url, do not cite])

[Pflegegeld darf beim Pflegenden nicht gepfändet werden]([invalid url, do not cite])

[Was tun bei Beitragsschulden in der privaten Krankenversicherung?]([invalid url, do not cite])

[BGH, 05.12.2018 - IV ZR 81/18]([invalid url, do not cite])

64 web pages

Magst Du mir einen scharfen Widerspruch,mit erneuter letztmaligen 

Fristsetzung und rechtliche Verweise an die LKH Lüneburg formulieren?

DeeperSearch
1m 56s 53 sources

Information 

sammeln

Rechtliche 

Grundlage prüfen

Brief formulieren

Completed

• 

• 

• 

• 

• 

Ich suche nach Informationen über LKH Lüneburg, um den Kontext zu

verstehen.

LKH könnte für "Landeskrankenhaus" stehen, aber hier wahrscheinlich

eine Krankenversicherung.

Ich überlege, ob LKH eine spezifische PKV-Firma ist, da es um private

Krankenversicherung geht.

Der Benutzer will wahrscheinlich einen Widerspruch gegen das

Einbehalten des Pflegegelds schreiben, da sie auf Sozialhilfe angewiesen

sind.

Ich denke, ich muss die rechtliche Grundlage finden, warum PKV das

Pflegegeld nicht einbehalten kann.

Searching for "LKH Lüneburg"

LKH - Ihre Private Krankenversicherung www.lkh.de

Information sammeln
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Kontakt und Ansprechpartner LKH www.lkh.de

• 

• 

• 

• 

Key Points

Es scheint unwahrscheinlich, dass die LKH Lüneburg 50% des Pflegegeldes einbehalten darf, da Sie seit 2016 

auf Sozialhilfe angewiesen sind.  

Forschung deutet darauf hin, dass eine Aufrechnung nur zulässig ist, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe 

angewiesen ist oder durch die Aufrechnung nicht hilfebedürftig wird.  

Ein Gerichtsurteil (LSG München, 28.03.2019, Az.: L 5 P 81/16) unterstützt diese Einschränkung, was Ihre 

Situation betrifft.

Einführung

Dieser Widerspruch richtet sich gegen die Einbehaltung Ihres Pflegegeldes durch die LKH Lüneburg und fordert 

eine erneute, letztmalige Fristsetzung mit rechtlichen Verweisen.  

Widerspruch und Forderung

Ich widerspreche entschieden der Praxis, 50% meines Pflegegeldes zur Begleichung von Beitragsrückständen aus 

2016 einzubehalten, da ich seit 2016 auf Sozialhilfe angewiesen bin. Gemäß dem Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts (LSG) München vom 28.03.2019 (Az.: L 5 P 81/16) ist eine Aufrechnung nur zulässig, wenn 

der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist oder durch die Aufrechnung nicht in den Sozialhilfebezug 

rutschen würde. Da ich bereits hilfebedürftig bin, ist die Einbehaltung unzulässig.  

Ich fordere Sie auf, die Einbehaltung unverzüglich zu beenden und die bisher einbehaltenen Beträge umgehend 

zurückzuzahlen. Ich setze Ihnen eine Frist von 14 Tagen ab Erhalt dieses Schreibens, um die Angelegenheit zu 

bereinigen. Sollten Sie dieser Aufforderung nicht nachkommen, sehe ich mich gezwungen, rechtliche Schritte 

einzuleiten.  

Bericht: Detaillierte Analyse und Formulierung des Widerspruchs an die LKH 

Lüneburg

Dieser Abschnitt bietet eine umfassende Analyse und die Formulierung eines scharfen Widerspruchs mit erneuter 

letztmaliger Fristsetzung und rechtlichen Verweisen an die Landeskrankenhilfe (LKH) Lüneburg. Der Bericht ist im 

Stil eines professionellen Artikels verfasst und enthält alle relevanten Details, die zur Beantwortung der Frage 

geführt haben, einschließlich aller Informationen aus der Recherche.  

Hintergrund und Kontext

Die Frage bezieht sich auf die Praxis, ob die LKH Lüneburg, eine private Kranken- und Pflegeversicherung, 50% 

des Pflegegeldes einbehalten darf, um Beitragsverbindlichkeiten aus 2016 auszugleichen, obwohl die betroffene 

Person seit 2016 auf Sozialhilfe angewiesen ist. Pflegegeld ist eine monatliche Zahlung, die Pflegebedürftigen ab 

Pflegegrad 2 zusteht, wenn sie zu Hause von Angehörigen oder anderen unentgeltlich gepflegt werden . Es 

dient der Finanzierung selbst beschaffter Pflegehilfen und ist steuerfrei sowie nicht als Einkommen für 

Sozialleistungen wie Bürgergeld anrechenbar .  

Die neue Information, dass die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist, ist entscheidend, da dies die 

rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verrechnung von Pflegegeld mit Beitragsrückständen beeinflusst. 

Sozialhilfe (Sozialhilfe nach SGB XII) ist eine finanzielle Unterstützung für Personen, deren Einkommen ihren 

Lebensunterhalt nicht deckt, und umfasst auch Leistungen wie Hilfe zur Pflege.  

Rechtliche Grundlage und Gerichtsurteile

Ein zentraler Aspekt ist die Pfändbarkeit von Pflegegeld. Nach § 54 SGB I Nr. 3 sind Geldleistungen, die den durch 

Körper- oder Gesundheitsschaden bedingten Mehraufwand ausgleichen, unpfändbar. Dies schließt Pflegegeld ein, 

wie mehrere Quellen bestätigen, einschließlich eines Urteils des Bundesgerichtshofs (BGH) aus 2022, das 

feststellte, dass Pflegegeld auch beim pflegenden Angehörigen unpfändbar ist .  

Allerdings gibt es eine Ausnahme, wenn es sich um die Verrechnung durch die Versicherung selbst handelt. Ein 

Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) in München vom 28. März 2019 (Az.: L 5 P 81/16) entschied, 

dass private Pflegeversicherungen Pflegegeld-Ansprüche mit Beitragsrückständen verrechnen dürfen, sofern der 

Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist . In diesem Fall wurde ein monatliches Pflegegeld von 316 EUR 

mit Beitragsrückständen von 1.677 EUR verrechnet, obwohl Pflegegeld grundsätzlich pfändungsgeschützt ist. Das 

Urteil betonte, dass ein Aufrechnungsverbot nur besteht, wenn der Versicherte auf Sozialhilfe angewiesen ist oder 

durch die Aufrechnung in den Sozialhilfebezug rutschen würde .  

Ein weiteres Urteil, L 4 P 67/17, zeigt, dass die Verrechnung erlaubt ist, wenn der Versicherte nicht helpbedürftig 

ist, d.h. nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist nach einem bestimmten Datum . Dies unterstreicht, dass die 

Abhängigkeit von Sozialhilfe eine entscheidende Rolle spielt.  

Gesetzliche Bestimmungen

Die Grundlage für Aufrechnungen im Sozialrecht ist § 51 SGB I. Absatz 2 legt fest:  

„Mit Ansprüchen auf Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen und mit Beitragsansprüchen nach 
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• „Mit Ansprüchen auf Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen und mit Beitragsansprüchen nach 

diesem Gesetzbuch kann der zuständige Leistungsträger gegen Ansprüche auf laufende Geldleistungen bis zu 

deren Hälfte aufrechnen, wenn der Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch hilfebedürftig im 

Sinne der Vorschriften des Zwölften Buches über die Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch wird.“

Dies bedeutet, dass die Aufrechnung nur zulässig ist, wenn der Leistungsberechtigte nicht nachweisen kann, dass 

er durch die Aufrechnung hilfebedürftig wird. Da die betroffene Person bereits seit 2016 hilfebedürftig ist, könnte die 

Aufrechnung ihre finanzielle Situation weiter verschlechtern, was im Widerspruch zu den Schutzvorschriften steht.  

Praktische Umsetzung und Bedingungen

Die Höhe des Einbehalts, z. B. 50 %, wird im LSG-Urteil nicht explizit geregelt, sondern hängt vermutlich von der 

Höhe der Rückstände und den Vertragsbedingungen ab. Die Recherche zeigt, dass die Versicherung das 

Pflegegeld nur verrechnen kann, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist, was eine wichtige 

Einschränkung darstellt. Dies wurde in der Analyse als mögliche Bedingung identifiziert, die individuell geprüft 

werden muss.  

Zudem ist Pflegegeld eine Sozialleistung, die dem Zweck dient, den Mehraufwand durch Pflegebedürftigkeit zu 

decken. Eine Verrechnung könnte diesen Zweck beeinträchtigen, was im LSG-Urteil berücksichtigt wurde, aber 

dennoch als rechtlich zulässig angesehen wurde, solange die oben genannten Bedingungen erfüllt sind.  

Auswirkungen der Sozialhilfeabhängigkeit

Da die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist, fällt sie unter die Kategorie der helpbedürftigen Personen, für 

die die Verrechnung nach den oben genannten Urteilen nicht erlaubt ist. Dies bedeutet, dass die LKH Lüneburg 

wahrscheinlich nicht berechtigt ist, 50% des Pflegegeldes einzubehalten, um Beitragsrückstände auszugleichen. 

Die Abhängigkeit von Sozialhilfe schützt das Pflegegeld vor Verrechnung, um die finanzielle Situation der Person 

nicht weiter zu verschlechtern.  

Formulierung des Widerspruchs

Basierend auf den rechtlichen Grundlagen und Gerichtsurteilen wird der Widerspruch wie folgt formuliert:  

Widerspruch gegen die Einbehaltung des Pflegegeldes

Landeskrankenhilfe V.V.a.G.

Uelzener Str. 120

21335 Lüneburg  

[Ort, Datum]  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

hiermit erhebe ich Widerspruch gegen die Einbehaltung von 50% meines Pflegegeldes zur Begleichung von 

Beitragsrückständen aus dem Jahr 2016.  

Wie Ihnen bekannt ist, bin ich seit 2016 auf Sozialhilfe angewiesen. Gemäß dem Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts (LSG) München vom 28. März 2019 (Az.: L 5 P 81/16) ist eine Aufrechnung von Pflegegeld 

mit Beitragsrückständen nur dann zulässig, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist oder durch 

die Aufrechnung nicht in den Bezug von Sozialhilfe rutschen würde. Da ich bereits auf Sozialhilfe angewiesen bin, 

ist die Aufrechnung in meinem Fall unzulässig.  

Ich fordere Sie daher auf, die Einbehaltung des Pflegegeldes unverzüglich zu beenden und die bisher 

einbehaltenen Beträge umgehend zurückzuzahlen.  

Ich setze Ihnen eine Frist von 14 Tagen ab Erhalt dieses Schreibens, um die Angelegenheit zu bereinigen. Sollten 

Sie dieser Aufforderung nicht nachkommen, sehe ich mich gezwungen, rechtliche Schritte einzuleiten, um meine 

Ansprüche durchzusetzen.  

Mit freundlichen Grüßen,  

[Ihr Name]  

Relevante Quellen und Beispiele

Die Analyse umfasste verschiedene Quellen, darunter Ratgeberseiten wie pflege.de und verbraucherzentrale.de, 

die allgemeine Informationen zu Pflegegeld und Beitragsschulden bieten. Insbesondere das LSG-Urteil und das 

BGH-Urteil liefern die rechtliche Grundlage für die Antwort.  

Ein Beispiel aus der Recherche zeigt, dass bei Beitragsschulden die Versicherung den Versicherten in den 

Notlagentarif umstellen kann, was die Leistungen einschränkt . Dies unterstreicht die Praxis, dass 

Versicherungen Maßnahmen ergreifen, um Rückstände zu begleichen, was mit der Möglichkeit der Verrechnung 

übereinstimmt, jedoch nur unter den genannten Bedingungen.  

Tabelle: Überblick über relevante Gerichtsurteile

Gericht Datum Aktenzeichen Inhalt

LSG München 28.03.2019 L 5 P 81/16

Private Pflegeversicherung darf Pflegegeld mit 

Beitragsrückständen verrechnen, wenn kein 
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• 
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LSG München 28.03.2019 L 5 P 81/16 Beitragsrückständen verrechnen, wenn kein 

Sozialhilfebezug.

LSG (Fall L 4 

P 67/17)
- L 4 P 67/17

Verrechnung erlaubt, wenn Versicherter nicht helpbedürftig 

ist, d.h. kein Sozialhilfebezug nach 31.07.2016.

BGH Karlsruhe 05.12.2018 IV ZR 81/18
Private Krankenversicherung im Notlagentarif darf 

Leistungen mit Beitragsschulden verrechnen.

Fazit und Empfehlung

Die Beweise deuten darauf hin, dass die LKH Lüneburg Pflegegeld nicht einbehalten darf, um Beitragsrückstände 

aus 2016 auszugleichen, wenn die Person seit 2016 von Sozialhilfe abhängig ist. Die Abhängigkeit von Sozialhilfe 

verhindert die Verrechnung, um die finanzielle Situation der Person nicht weiter zu verschlechtern. Die genaue 

Höhe des Einbehalts, z. B. 50 %, ist in diesem Kontext irrelevant, da die Verrechnung insgesamt nicht erlaubt 

scheint. Es wird empfohlen, den oben formulierten Widerspruch zu senden und bei Nichtbeachtung rechtliche 

Schritte in Betracht zu ziehen.  

Key Citations

Aufrechnung von Pflegegeld mit Beitragsschulden durch Privatversicherer rechtens

LSG München: Auch privates Pflegegeld vor Pfändung geschützt

Pflegegeld » Höhe • Anspruch • Voraussetzungen

Pflegegeld darf nicht als Einkommen auf die Grundsicherung, Bürgergeld oder Arbeitslosengeld angerechnet 

werden – mittendrin e.V.

Sozialgerichtsbarkeit: L 4 P 67/17

Was tun bei Beitragsschulden in der privaten Krankenversicherung?

53 web pages

Ask anything

DeeperSearch Think Edit Image
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